
Ein beinahe selbstkritischer 
französischer Präsident Emma-
nuel Macron hat am gestrigen 

14.  Juli, dem französischen National-
feiertag, eingestanden, in den bisher 
drei Jahren seiner Amtszeit »Fehler 
gemacht« und es versäumt zu haben, 
»das Vertrauen« der Bevölkerung zu 
gewinnen. Wie er in einem Interview 
mit Journalisten der TV-Sender TF 1 
und France 2 erklärte, will er die von 
den Franzosen mehrheitlich abgelehnte 
»Reform« des Rentensystems dennoch 
in den bis zur nächsten Wahl verblei-
benden zwei Jahren durchsetzen, not-
falls auch »gegen sie«.

Dem Gespräch war am Vormittag 
auf der Pariser Place de la Concorde die 
übliche Riesenmilitärschau vorange-
gangen, mit der sich französische Präsi-
denten am 14. Juli gerne als Armee- und 
Schlachtenführer produzieren. Ohne 
Publikum und ohne den traditionel-
len Vorbeimarsch auf der Avenue des 

Champs-Élysées, dafür mit einer Hun-
dertschaft Krankenhauspersonal und 
dem deutschen Gesundheitsminister 
Jens Spahn auf der Tribüne, hatte der 
Staatschef ein steifes Zeremoniell in 
Erinnerung an den Gründer der Fünften 
Republik, General Charles de Gaulle, 
und »zu Ehren des heldenhaften Kran-
kenhauspersonals« vorführen lassen.

Die aufmarschierten Uniformierten 
dokumentierten allerdings vor allem 
den Willen ihres Oberbefehlshabers, 
Frankreichs postkoloniale Kriege in 
Afrika weiterzuführen. Für Mediziner, 
Krankenschwestern und Pfleger der 
staatlichen Gesundheitsdienste, die 
nicht erst seit der Coronapandemie ihre 
Arbeit bis zur Erschöpfung leisten, hat 
Macrons Regierung dagegen fast kein 
Geld übrig.

Das am Dienstag zur präsidialen Fei-
er in das menschenleere Zentrum der 
Hauptstadt abkommandierte Personal 
in weißen Arztkitteln hatte dem Staats-

chef in den vergangenen sechs Wochen 
erst mit der Drohung, die Arbeit landes-
weit niederzulegen, einen Kompromiss 
abringen können. Statt der geforderten 
300 Euro im Monat wurde eine Lohn-
aufstockung um 183 Euro zugestanden, 
die zunächst ab September mit 90 Euro 
monatlich und im kommenden März 
mit noch einmal 93 Euro in Raten ver-
wirklicht werden soll. Zugestimmt hat-
ten dem von der Gewerkschaft CGT als 
»Parodie« bezeichneten Ergebnis nur 
drei der fünf gewerkschaftlichen Ver-
handlungsführer.

Das Ziel seiner »Reformpolitik« will 
Macron auch nach der Gesundheits-
krise nicht ändern. Mit seiner in der 
vergangenen Woche unter dem Minis-
terpräsidenten Jean Castex neu formier-
ten Regierung werde er, wie er in dem 
Interview bekräftigte, »vor allem um 
Vertrauen werben«. In Castex – einem 
Vertreter der politischen Rechten wie 
sein Vorgänger Édouard Philippe – ha-

be er einen Mann, der sich »auf dem 
Land auskennt und seine Erfahrung hat 
mit dem öffentlichen Dienst und den 
Gewerkschaften«, sowie »eine Mann-
schaft«, die seine »Reformen konse-
quent durchsetzen kann«.

Als Folge der Pandemie erwartet 
der Präsident nach eigenen Angaben 
»einen massiven Anstieg der Arbeits-
losigkeit bis zum Jahresende«. Von 
den einschränkenden Maßnahmen 
der Regierung seien rund 40 Prozent 
der Beschäftigten betroffen gewesen. 
Zur Finanzierung der 460 Milliarden 
Euro, die Frankreich inzwischen für 
die Unterstützung gefährdeter Betrie-
be ausgegeben hat, werde er aber kei-
ne »Reichensteuer« erheben. »Einen 
Unternehmer zu besteuern, der in die 
Zukunft investieren will, wäre absurd«, 
erklärte Macron. Priorität für die Zeit 
nach Corona sei »die Einstellung jun-
ger Menschen« und die Ausbildung von 
rund 700.000 Schulabgängern.
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Polizeipräsident von 
Hessen tritt zurück

Wiesbaden. Hessens Landespolizei-
präsident Udo Münch (Foto) tritt 
wegen der Affäre um rechte Droh-
mails zurück. Münch habe um seine 
Versetzung in den einstweiligen Ru-
hestand gebeten, teilte Innenminis-
ter Peter Beuth (CDU) am Dienstag 
in Wiesbaden mit. Münch war als 
Landespolizeipräsident seit Novem-
ber 2010 im Amt. Auslöser an der 
Kritik an der Polzei des Landes wa-
ren Drohmails mit der Unterschrift 
»NSU 2.0« an Janine Wissler, Frak-
tionsvorsitzende von Die Linke im 
Hessischen Landtag (siehe jW vom 
Dienstag). Zuvor waren ihre persön-
lichen Daten über einen hessischen 
Polizeicomputer abgefragt worden. 
Die Abfrage soll im Polizeipräsi-
dium Westhessen in Wiesbaden 
erfolgt sein. Der Polizist, mit dessen 
Zugangsdaten das getan wurde, wird 
nach Angaben des Innenministers 
nur als Zeuge geführt.  (dpa/jW)
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BRD steigert Exporte  
von Kriegswaffen
Berlin. Der Wert der in den ersten 
vier Monaten aus der Bundesrepu-
blik exportierten Kriegswaffen ist 
auf mehr als 492 Millionen Euro 
gestiegen. Der Anteil davon, der 
in NATO-Staaten ging, habe bis 
einschließlich April 182 Millionen 
Euro betragen. Das teilte das Bun-
deswirtschaftsministerium auf eine 
schriftliche Frage der Bundestags-
abgeordneten Sevim Dagdelen (Die 
Linke) mit, wie dpa am Dienstag 
berichtete. An EU-Staaten gingen 
demnach Rüstungsgüter im Umfang 
von rund 51,6 Millionen Euro.

Zur Frage nach den tatsächlich 
erfolgten Ausfuhren in Drittstaa-
ten erklärte die Bundesregierung, 
anders als noch im Vorjahr, die 
Details der Antwort zur Verschluss-
sache – mit Hinweis auf eine mögli-
che »Re-Identifizierung betroffener 
Unternehmen« und zum »Schutz 
von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen«. Deutlich wurde aus 
den Zahlen, dass es eine Steigerung 
gegeben hat.  (dpa/jW)

 Für die präsididale Feier in Paris wurden Krankenhausbeschäftigte in das Zentrum von Paris abkommandiert
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Frankreich: Macron feiert am Nationalfeiertag das Krankenhauspersonal und  
will die »Rentenreform« durchsetzen. Von Hansgeorg Hermann

Großbritannien verbannt chinesisches Unternehmen Huawei aus 5G-Mobilfunknetz

Großbritannien schließt den 
chinesischen Netzwerkaus-
rüster Huawei vom weiteren 

Aufbau seines 5G-Mobilfunknetzes 
aus. Ab Ende dieses Jahres dürften 
Mobilfunkanbieter keine 5G-Ausrüs-
tung mehr von Huawei kaufen, sagte 
der britische Digitalminister Oliver 
Dowden am Dienstag vor dem Parla-
ment in London. Zudem sollen alle 
bereits verwendeten Komponenten 
des chinesischen Herstellers bis zum 
Jahr 2027 aus dem Netz entfernt wer-
den. Huawei kritisierte die Entschei-
dung und warf der britischen Regie-

rung vor, unter dem Druck der USA 
eingeknickt zu sein.

Dowden äußerte nach Beratungen 
der britischen Regierung mit dem Na-
tionalen Sicherheitsrat unter dem Vor-
sitz von Premierminister Boris John-
son, es handle sich bei der Absage an 
Huawei-Ausrüstung für den weiteren 
5G-Aufbau um das »beste Mittel«, 
um die Sicherheit des Netzes zu ge-
währleisten. Die britische Regierung 
hatte dem chinesischen Technologie-
riesen noch im Januar erlaubt, bis zu 
35 Prozent der strategisch zweitran-
gigen Infrastruktur für das 5G-Netz 

zu bauen. Britische Mobilfunkanbieter 
verwenden seit fast 20 Jahren Huawei-
Produkte. Zuletzt verstärkte die Regie-
rung von US-Präsident Donald Trump 
jedoch den Druck auf London, Huawei 
vom weiteren Ausbau des Netzes aus-
zuschließen. Die US-Regierung wirft 
Huawei eine zu große Nähe zur Kom-
munistischen Partei Chinas vor.

Laut Dowden spielten bei der Ent-
scheidung auch im Mai verkündete 
neue US-Sanktionen gegen den chine-
sischen Konzern eine Rolle. Deren Ziel 
war es, Huawei bei der Entwicklung 
von Halbleitern mit US-Technologie 

zu behindern. Dazu kündigte Washing-
ton an, gezielt gegen den Aufkauf von 
Halbleitern durch Huawei vorzugehen, 
die auf US-Technologie basieren.

Huawei erklärte, man sei »ent-
täuscht« über die Entscheidung Groß-
britanniens, und appellierte an die 
Regierung, den Schritt nochmals zu 
überdenken. Bei diesem sei es nicht 
um Sicherheit gegangen, sondern um 
Handelspolitik der USA, erklärte der 
Sprecher von Huawei in Großbritan-
nien, Ed Brewster.  (AFP/Xinhua/jW)
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Heute mit 8 Seiten extra    Beilage »Kampf ums Wohnen«

KAMPF UMS WOHNEN

 Zu Hause ist es doch am schönsten – sagen zumindest manche. Die eigenen vier Wän-de stehen in der bürgerlichen Gesellschaft für mehr nur als das buchstäbliche Dach über dem Kopf. Eine gute Wohnung kann 
Statussymbol sein, sie ist definitiv Ausdruck eines 
»geregelten« Lebens – denn ohne Meldeadresse kann 
man hierzulande wenig erreichen. Von daher ist es kein 
Zufall, wenn bestimmte Gruppen ohne eigene Bleibe, 
wie Wohnungslose oder in Sammelunterkünften einge-
pferchte Geflüchtete, marginalisiert werden. Und des-
wegen liegt in der Forderung, das Recht auf Wohnen für 
alle durchzusetzen, besondere politische Sprengkraft. 

 Vor allem aber sind Immobilien ein lukratives Ge-
schäft in der »Mieternation« Deutschland. Und damit 
sind wir schon mittendrin in der Klassenauseinander-
setzung: Auf der einen Seite stehen die Eigentümer 
von Wohnraum, auf der anderen die, die sich durch 
Mietzahlungen das Recht aufs Wohnen erst erwerben 
müssen. Und während die wenigen dank Modernisie-
rungen, Mietsteigerungen oder schlicht durch Neu-
vermietung ihr Einkommen mehren, müssen sich die 
vielen in scharfer Konkurrenz zueinander auf dem 
Wohnungsmarkt durchsetzen, um eines der wenigen 
bezahlbaren Quartiere zu ergattern.  Diesen Kampf um bezahlbaren Wohn- und Lebens-

raum hat das Coronavirus noch verschärft. Die Pande-
mie und die Maßnahmen gegen die Ausbreitung der 
Infektionen haben eine Wirtschaftskrise ausgelöst, ge-
gen die die Bundesregierung Milliarden um Milliarden 
mobilisiert für sogenannte Rettungs- und Hilfspakete. 
Und beim Thema Wohnen? Da einigen sich Union 
und SPD auf ein »Mietmoratorium«. Wer wegen der 
Coronakrise seine Miete nicht zahlen kann, dem durfte 
zwischen dem 1. April und dem 30. Juni dieses Jahres 
nicht gekündigt werden. Das war’s. Die SPD wollte 
diesen pandemiebedingten Kündigungsschutz von drei 
auf sechs Monate ausweiten, wurde aber von CDU und 
CSU ausgebremst. Wer es noch nicht gewusst hatte, 
konnte hier lernen, für wen in diesem Staat Politik ge-
macht wird. Zumal die Verpflichtung zur Mietzahlung 
keineswegs aufgehoben wurde. Angefallene Schulden 
müssen beglichen werden – wenn nicht, wird dennoch 
gekündigt. Klar: Das Eigentum der Vermieter ver-
pflichtet die Mieter zum Zahlen.  An einem Ort dürften in der Coronakrise die Sekt-

korken aber geknallt haben: Im Juni stieg die Deutsche 
Wohnen in den Dax auf. Der Berliner Immobilienkon-
zern ist mit bundesweit rund 160.000 Wohnungen der 
zweitgrößte Vermieter hierzulande. Der Weg dieser 
und anderer großer Wohnungsunternehmen wird in der 
vorliegenden Beilage nachgezeichnet und dabei fest-
gestellt, dass die Gewinne der Branche auf politische 
Entscheidungen zurückgehen. Wegen der existenziel-
len Not vieler Mieter und dem wachsenden Bedürfnis 
nach Widerstand hat sich unter anderem die Initiative 
»Deutsche Wohnen und Co. enteignen« in Berlin ge-
gründet, die über die Hauptstadt hinaus bekannt gewor-
den ist. Mit welchen Problemen die Aktivisten derzeit 
zu kämpfen haben, ist ebenfalls Thema dieser Beilage. 

 Verdrängung und neoliberaler Staatsumbau sind bei 
weitem nicht nur in der BRD an der Tagesordnung, son-
dern beispielsweise auch im Nachbarland Frankreich. 
Dem Kampf von Mietern dort ist ein weiterer Beitrag 
gewidmet. Viele Selbstorganisationen und Initiativen 
haben das Problem, dass dank komplexer Konstrukte 
kaum ersichtlich ist, wem Immobilien eigentlich gehö-
ren. Eine Studie zum »Transparenzregister«, die Thema 
dieser Beilage ist, zeigt auf, wie undurchsichtig die 
Machenschaften des Immobilienkapitals hierzulande 
sind. Außerdem wird auf den folgenden Seiten ein 
bundesweit diskutiertes Gesetzesvorhaben beleuchtet: 
der Berliner »Mietendeckel«. Dass Verdrängung nicht 
nur ein Problem der Großstädte, sondern auch der Pro-
vinz ist, wird in einem Beitrag über Haldensleben in 
Sachsen-Anhalt deutlich. Zum Schluss wird ein Blick 
nach Venezuela geworfen, wo dank des staatlichen 
Programms für sozialen Wohnungsbau Millionen er-
schwinglicher Quartiere entstanden sind.   

Keine AtempauseVerdrängung und Wohnungsnot bleiben auch in Coronakrise zentrale 

Probleme. Mieter müssen die Dinge selbst in die Hand nehmen . Von   Jan Greve 
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Das sogenannte Besetzereck in der Oranienstraße am Heinrichplatz (undatiert)

Kampf ums Wohnen
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